
Aktenzeichen: 5 AS 1/03 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Beschluß vom 19. März 2003 

- 5  AS 1 /03-

I. Arbeitsgericht 
Regensburg

Beschluß vom 10. Januar 2003 
- 5 Ca 3986/02 N -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse:________ Ja

Entscheidungsstichwort:

Bestimmung des zuständigen Gerichts

Gesetze:

ZPO § 36 Abs. 1 Nr. 6; GVG § 17 a

Leitsatz:

Ein unanfechtbar gewordener Verweisungsbeschluß, der nicht hätte er­
gehen dürfen, ist grundsätzlich einer weiteren Überprüfung entzogen. Nur 
bei krassen Rechtsverletzungen kommt eine Durchbrechung der gesetzli­
chen Bindungswirkung ausnahmsweise in Betracht.
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BUNDESARBEITSGERICHT

5 AS 1/03 
5 Ca 3986/02 N 
Arbeitsgericht 
Regensburg

BESCHLUSS

ln Sachen

Klägerin,

pp.

Beklagter,

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 19. März 2003 beschlossen: 

Als zuständiges Gericht wird das Arbeitsgericht Regensburg
bestimmt.

Gründe

A. Die Parteien streiten über Schadensersatzansprüche.
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Der Beklagte war Arbeitnehmer der F GmbH. Die klagende N GmbH nutzte 

die Räume der F GmbH, weil sie über keine eigenen Räumlichkeiten verfügte.

Am 23. Oktober 1998 beantragte die Klägerin gegen den Beklagten den Erlaß 

eines Mahnbescheids über 184.767,90 DM als Schadensersatz aus unerlaubter 

Handlung wegen Veruntreuung von Vermögen der Klägerin. Nach Widerspruch des 

Beklagten wurde das Verfahren an das Landgericht Nürnberg-Fürth abgegeben.

Nach Anhörung der Parteien hat das Landgericht Nürnberg-Fürth durch Be­

schluß vom 9. August 2002 den "ordentlichen Rechtsweg" für unzulässig erklärt und 

den Rechtsstreit an das Arbeitsgericht Regensburg verwiesen. In der Beschlußbegrün­

dung heißt es:

"Nach dem insoweit übereinstimmenden Sachvortrag der Klä­
gerin und des Beklagten 0  war dieser seinerzeit als die Gegen­
stand des vorliegenden Rechtsstreit bildenden Überweisungen 
etc. durch ihn getätigt wurden, (auch) für die Klägerin mit der 
Durchführung von Buchhaltungsaufgaben und Tätigung sonsti­
ger finanzieller Angelegenheiten betraut.

Er war somit (auch) Arbeitnehmer der Klägerin i. S. des Arbeits­
gerichtsgesetzes, so daß für die Entscheidung des vorliegen­
den Rechtsstreit in Richtung gegen den Beklagten 0  gemäß 
§ 2 Abs. 1 Ziff. 3 a) und d) Arbeitsgerichtsgesetz ausschließlich 
das Arbeitsgericht Regensburg zuständig ist.

Unerheblich ist in diesem Zusammenhang, ob ein schriftlicher 
Arbeitsvertrag geschlossen worden war, da allein auf die tat­
sächlichen Verhältnisse abzustellen ist."

Gegen diesen Beschluß haben beide Parteien kein Rechtsmittel eingelegt.

Nach Anhörung der Parteien hat das Arbeitsgericht Regensburg mit Beschluß 

vom 10. Januar 2003 den Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen für unzuläs­

sig erklärt, den Rechtsstreit an das Landgericht Nürnberg-Fürth zurückverwiesen und 

die Sache dem Bundesarbeitsgericht zur Bestimmung des zuständigen Gerichts vor­

gelegt.

B. Die Voraussetzungen für die Durchführung des Bestimmungsverfahrens nach 

§ 36 Abs. 1 Nr. 6 ZPO liegen vor. Es gibt zwei sich widersprechende Verweisungsbe­

schlüsse. Zuständig ist das Arbeitsgericht Regensburg.

I. Bei negativen Kompetenzkonflikten zwischen Gerichten der ordentlichen Ge­

richtsbarkeit und Gerichten für Arbeitssachen kommt die Bestimmung des zuständigen
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Gerichts durch einen obersten Gerichtshof des Bundes auch nach der seit 1. April 

1998 geltenden Fassung des § 36 ZPO in Ausnahmefällen in Betracht.

1. Gern. § 17 a Abs. 2 Satz 3 GVG, § 48 Abs. 1 ArbGG sind rechtskräftige Ver­

weisungsbeschlüsse für das Gericht, an das der Rechtsstreit verwiesen worden ist, 

bindend. Auch ein rechtskräftiger Verweisungsbeschluß, der nicht hätte ergehen dür­

fen, ist grundsätzlich einer weiteren Überprüfung entzogen (Senat 22. Juli 1998 -5  AS 

17/98 - AP ZPO § 36 Nr. 55 = EzA ZPO § 36 Nr. 28; BGH 24. Februar 2000 - III ZB 

33/99- NJW 2000, 1343; 13. November 2001 -XARZ 266/01 - AP GVG § 17 a 

Nr. 46). Nur bei krassen Rechtsverletzungen kommt eine Durchbrechung der gesetzli­

chen Bindungswirkung ausnahmsweise in Betracht. Dies ist etwa anzunehmen, wenn 

der Beschluß dazu führt, daß sich die Verweisung bei Auslegung und Anwendung der 

maßgeblichen Normen in einer nicht mehr hinnehmbaren, willkürlichen W eise von dem 

verfassungsrechtlichen Grundsatz des gesetzlichen Richters entfernt oder auf der Ver­

sagung rechtlichen Gehörs gegenüber den Verfahrensbeteiligten beruht (ebenso BGH 

13. November 2001 - XARZ 266/01 - aaO) und damit unter Berücksichtigung elemen­

tarer rechtsstaatlicher Grundsätze nicht mehr verständlich erscheint und offensichtlich 

unhaltbar ist (vgl. BGH 9. April 2002 -X A R Z  24/02- NZA 2002, 813). Der Verwei­

sungsbeschluß muß ein Beleg willkürlicher Rechtsfindung sein.

2. In entsprechender Anwendung von § 36 Abs. 1 Nr. 6 ZPO hat die Be­

stimmung des zuständigen Gerichts zu erfolgen, wenn dies zur Wahrung einer funktio­

nierenden Rechtspflege und der Rechtssicherheit notwendig ist (Senat 22. Juli 1998 

- 5 AS 17/98 - AP ZPO § 36 Nr. 55 = EzA ZPO § 36 Nr. 28; BGH 26. Juli 2001 - XARZ  

69/01 - NJW 2001, 3631; 13. November 2001 -XARZ 266/01 - AP GVG § 17a 

Nr. 46). Erforderlich ist, daß es innerhalb eines Verfahrens zu Zweifeln über die Bin­

dungswirkung von rechtskräftigen Verweisungsbeschlüssen kommt und keines der in 

Frage kommenden Gerichte bereit ist, die Sache zu bearbeiten, oder die Verfahrens­

weise eines Gerichts die Annahme rechtfertigt, der Rechtsstreit werde von diesem 

nicht prozeßordnungsgemäß betrieben, obwohl er gemäß § 17 b Abs. 1 GVG vor ihm 

anhängig ist (ebenso BGH9. April2002 -X A R Z 24/02 - NZA 2002, 813). Zuständig für 

die Zuständigkeitsbestimmung ist derjenige oberste Gerichtshof des Bundes, der zu­

erst darum angegangen wird.

II. Der Verweisungsbeschluß des Landgerichts Nürnberg-Fürth bindet das Ar­

beitsgericht Regensburg. Der Verweisungsbeschluß ist nicht offensichtlich unhaltbar.
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Das Landgericht hat auf Grund des insoweit übereinstimmenden Vortrags der Parteien 

Anhaltspunkte dafür benannt, daß der Beklagte auch für die Klägerin weisungsgebun­

dene Tätigkeiten ausgeübt hat. Auch wenn der Beklagte in einem Arbeitsverhältnis zu 

der F GmbH stand und von dieser seine Arbeitsvergütung erhielt, ist damit ein weiteres 

Arbeitsverhältnis zu der in den selben Geschäftsräumen tätigen Klägerin nicht ausge­

schlossen.

Das Arbeitsgericht Regensburg hat die Bindungswirkung des Verweisungsbe­

schlusses des Landgerichts Nürnberg-Fürth verkannt und den Rechtsstreit zu Unrecht 

an das Landgericht zurückverwiesen. Diese prozeßordnungswidrige Entscheidung er­

fordert die Bestimmung des zuständigen Gerichts.

Müller-Glöge Mikosch Linck
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